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Der einzige Ausweg aus dem 
Elend des Kapitalismus ist es, 
selbst aktiv zu werden und sich 
zu organisieren. Als Sol sind 
wir davon überzeugt, dass nur 
eine sozialistische Demokratie die 
Alternative sein kann. Die Pro-
duktion muss in Gemeineigentum 
sein und demokratisch durch die 
arbeitende Bevölkerung kontrol-
liert und verwaltet werden. Dies 
zu erreichen liegt in den Händen 
der Arbeiter*innen, welche den 
gesellschaftlichen Reichtum pro-
duzieren. Sie haben die Macht 
durch Streik und kollektives 
Handeln selbst die Kontrolle zu 
übernehmen.
Wir verschieben den Kampf für 
eine sozialistische Veränderung 
nicht in die ferne Zukunft. Wir 
kämpfen für jede Verbesserung im 
Hier und Jetzt und bringen unsere 
Vorschläge und unser Programm 
in den Gewerkschaften, sozia-
len Bewegungen, in DIE LINKE 
und dem Jugendverband links-
jugend [‘solid] ein. Als Sol haben 
wir deswegen ein LINKEN Akti-
ventreffen mitgegründet, welches 
den direkten Austausch unter 
den Mitgliedern ermöglicht und 
aktuell Arbeit im Bereich Pfl e-
ge macht. So wurden dort schon 

eigene Flugblätter und Wandzei-
tungen produziert und verteilt, um 
die Kolleg*innen zu unterstützen 
und weitere Menschen für die 
Forderungen zu mobilisieren. In 
der linksjugend [‘solid] Rheinland-
Pfalz und in Mainz bauen wir 
seit Jahren die Strukturen aktiv 
mit auf. Wir beteiligen uns an der 
Organisation von Bildungsveran-
staltungen, Kundgebungen und 
führen dort auch einen eigenen 
Jugendwahlkampf. Auf unseren 
regelmäßig stattfi ndenden Orts-
gruppen Treffen diskutieren wir 
über aktuelle politische Ereig-
nisse, theoretische Fragen und 
planen selbst Aktionen und Kund-
gebungen.
Nur mit kämpferischen und de-
mokratischen Gewerkschaften 
als auch einer sozialistischen 
Massenarbeiter*innenpartei 
können wir die Herrschaft des 
Kapitals und der Reichen been-
den und eine dauerhafte bessere, 
sozialistisch Gesellschaft für die 
breite Mehrheit der Bevölkerung 
erreichen. Wenn du also mit den 
Forderungen der Sol und unseren 
Vorschlägen übereinstimmst, tritt 
mit uns in Kontakt, um selbst ak-
tiv zu werden!

Kapitalismus bedeutet Krise, 
Kriege, Sozialabbau, Umweltzer-
störung und Diskriminierung. 
Dagegen muss massenhafter 
Widerstand organisiert werden. 
Dafür sind wir aktiv und bauen 
eine internationale, sozialisti-
sche Organisation auf. 
Der Kapitalismus ist eine Klas-
sengesellschaft. Die Interessen 
der arbeitenden Klasse und der 
Kapitalistenklasse sind unver-
einbar. Deshalb kann dieses 
System nicht zu einer sozial 
gerechten Gesellschaft refor-
miert werden, die Macht- und 
Eigentumsverhältnisse müssen 
grundlegend verändert werden. 
Wir sind Teil der welt-
weiten sozialistischen 
Organisation Komitee für eine 
Arbeiter*inneninternationale 
(CWI). Ziel ist der weltweite 
Aufbau sozialistischer Mas-
senorganisationen, die der 
Arbeiter*innenklasse hel-
fen können, den Kapitalismus 
durch Massenbewegungen zu 
stürzen und durch eine sozialis-
tische Demokratie zu ersetzen.

Unser vollständiges Programm 
fi ndest du unter:
www.solidarität.info
www.socialistworld.net

International für SozialismusInternational für Sozialismus

Auswertung der
Landtagswahlen
18. März, 19 Uhr
Sol Mainz

Zugangsdaten ZOOM
Link online oder auf Anfrage
Meeting ID: 831 6678 0642
Passcode: 976597
Telefon: +49 695 050 2596 

Öffentliche Ortsgruppentreffen 
der Sol Mainz fi nden min-
destens zwei Mal im Monat, 
donnerstags um 19 Uhr über 
ZOOM statt. 

25. Februar, 19 Uhr
Kampf für sichere Schulen in
Großbritannien
27. März, 13 Uhr
Leser*innentreffen „Solidarität“
2. März, 19 Uhr
Rheinhausen 1987: Lernen aus 
dem Arbeitskampf
7. März, 17 Uhr
Fighting to end wmonen‘s
oppression

Weitere Infos:
www.solidarität.info/veranstaltungen

E-Mail
info@solidaritaet.info
mainz@solidaritaet.info

Facebook/Instagram
/solcwi
/Solmainz

Telefon
030 / 247 238 02

WhatsApp/Telegram/Signal
0177 / 173 1917
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Jugend und die Krise

Die Auswirkung der Krise trifft vor 
allem junge Erwachsene und Ju-
gendliche. Für viele Jugendliche 
wird es immer schwieriger eine 
gute Ausbildungsstelle zu fi nden. 
Im Jahr 2020 wurden im Ver-
gleich zum Vorjahr 8,2% weniger 
Ausbildungsverträge abgeschlos-
sen. Selbst wer eine Stelle hat, 
muss schauen, wie er sich über 
Wasser hält. Laut einer Umfrage 
des DGB RLP können sechs von 
zehn Azubis in Rheinland-Pfalz 
„weniger gut“ bis „gar nicht“ von 
ihrer Ausbildungsvergütung le-
ben. Hinzu kommen Stress auf 
der Arbeit, ausbildungsfremde Tä-
tigkeiten (Auto putzen vom Chef 
etc.). Auch unter jungen Arbei-
ter*innen ist die Situation nicht 
besser. Im August 2020 stieg die 
Anzahl der Arbeitslosen bei unter 
25-Jährigen im Vergleich zum 
Vorjahr um 27%. Hinzu kommen 
hohe Mieten in den Städten und 
Perspektivlosigkeit auf dem Land.

Die diesjährigen Landtagswahlen 
fi nden in mitten der schwers-
ten Krise des Kapitalismus seit 
den 1930er Jahren statt. Wäh-
rend eine Handvoll Reiche ihr 
Vermögen durch die Krise noch 
weiter vergrößern konnten, wur-
de die lohnabhängige Bevölkerung 
von dieser hart getroffen. Für 
uns bedeutet die Krise Jobver-
lust oder Lohnkürzungen bei 
weiter steigenden Lebenskos-
ten (insbesondere bei der Miete), 
unterfi nanzierte Schulen, Stress 
Zuhause durch das Ausfallen 
von Betreuungsangeboten und 
Homeoffi ce, völlig überlastetes 
Pfl egepersonal etc. Die Liste der 
Missstände würde sich noch end-
los weiterführen lassen. Eins ist 
jedoch klar: die Regierenden, egal 
ob in Berlin oder Mainz, haben 
keine ausreichende Antworten auf 
die Krise und ihre Folgen. Für sie 
stehen die Interessen der Reichen 
und Konzerne an erster Stelle. Für 
die Mehrheit, die lohnabhängige 
Bevölkerung, bleibt nicht viel üb-
rig. Im Rahmen des Kapitalismus 
gibt es für uns keinen Ausweg.

Wir kämpfen daher für:

•  Eine Mindestausbildungs-
 vergütung von 1500 Euro

•  Ein Ende mit der Sparpolitik
 an Schulen und Jugend-
 zentren. Stattdessen massive
    Investitionen und den Ausbau  
 von Kultur-, Jugendangeboten  
 und Infrastruktur.

•  Eine komplette Entschuldung
    aller Kommunen fi nanziert
    durch die Reaktivierung der 
    Vermögenssteuer und eine
    stark progressive Besteuerung
    von Unternehmensprofi ten
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Arbeit und Entlassungen

Die Auswirkungen der Wirt-
schaftskrise machen sich vor 
allem am Arbeitsmarkt bemerk-
bar. Schon länger begannen 
eine Reihe von Entlassungen 
bzw. wurden diese angekündigt, 
beispielsweise bei den Autozulie-
ferern Halberg-Guss und Adient. 
Über die Corona Zeit wurde dies 
noch weiter verstärkt und wird 
sich weiter ausbreiten. Über 10 
Millionen Menschen waren letz-
tes Jahr in Kurzarbeit, tausende, 
verstärkt junge Menschen und 
Frauen, verloren ihre Nebenjobs 
oder fanden erst gar keine An-
stellung. Entlassungen sind jetzt 
bereits bei Einzelhändlern wie 
H&M und Douglas angekündigt 
und auch in der Industrie wird 
sich dieser Trend fortsetzen. Al-
lein in der Autoindustrie sind 
15.000 Arbeitsplätze allein in RLP 
bedroht.

Die Angriffe auf die arbeitende 
Bevölkerung werden noch weiter 
gehen, wenn sich die Wirtschafts-
krise weiter ausbreitet. Wichtig 
ist es, schon jetzt mit Gegenwehr 
zu beginnen. Wir müssen uns ge-
meinsam gegen jegliche Formen 
von Entlassungen und Sozialab-
bau stellen. Die Gewerkschaften 
müssen in die Offensive und für 
die Interessen der Beschäftigten 
kämpfen, statt sich in Verzichts-
logik zu üben. Sozialpartnerschaft 
ist eine Illusion – Es braucht 
kämpferische und demokratische 
Gewerkschaften und die Mobili-
sierung der Arbeiter*innenklasse 
gegen die Auswirkungen der Kri-
se. Wir setzen uns daher gegen 
jede Form von Entlassungen und 
Kürzungen ein und kämpfen für:

• Höhere Löhne und eine            
 Arbeitszeitverkürzung auf 30  
 Stunden bei vollem Lohn- und 
    Personalausgleich

•  Eine Vermögensabgabe von 
    zehn Prozent ab einer Million
    Euro und ein stark progressi- 
    ves Steuersystem mit 
    dramatisch höheren Steuern
    auf Unternehmensprofi te 
    und Erbschaften!

Pfl ege und Gesundheit

Die Pandemie belastet die Kol-
leg*innen in der Pfl ege mit am 
stärksten. Sie arbeiten seit Mo-
naten, und schon lange vor 
der Pandemie, am Rande der 
Belastung, geschuldet einem 
kaputtgesparten Gesundheitssys-
tems. Laut Ver.di fehlen in RLP 
rund 10.000 Pfl egekräfte. Hinzu 
kommt das stetige Schließen von 
Krankenhäusern, besonders in 
ländlichen Regionen. Trotz Haus-
haltsüberschüssen von rund 1 
Mrd. € weigert sich die Landesre-
gierung das Gesundheitssystem 
auszubauen und mehr Personal 
einzustellen, um die Beschäftigten 
zu entlasten und die Gesundheits-
versorgung aufzuwerten.
Mit diesem unhaltbaren Zustand 
muss endlich Schluss sein. Von 
Applaus lässt sich keine Miete 
zahlen. 

Wir kämpfen deshalb für:

•  Die Abschaffung des
    DRG-Systems!

•  Flächendeckende
 Investitionen in das
 Gesundheitssystem! Keine  
 weitere Krankenhausschlie- 
 ßung!

•  Gemeinsame Mobilisierun
    gen von Ver.di, DIE LINKE und
    anderen sozialen und linken
    Gruppen, für höhere Löhne 
    und mehr Personal!

•  Überführung des gesamten
    Gesundheitswesens in
 öffentliches Eigentum unter  
 demokratischer Kontrolle um
 Verwaltung durch die
 Belegschaft, Gewerkschaften  
 und den Staat.

Mieten und Wohnen.

Immer mehr Menschen ziehen 
vom Land in die Stadt. Aus gu-
tem Grund, denn in vielen Dörfern 
fehlt es an Freizeitangeboten, 
guten Anschlüssen mit Bus und 
Bahn und an Infrastruktur. Doch 
in der Stadt sehen sich viele den 
horrenden Mieten ausgesetzt. 
Während die Löhne kaum steigen 
und viele um ihren Arbeitsplatz 
bangen, treiben private Woh-
nungskonzerne die Mieten immer 
weiter in die Höhe. Die Mietprei-
se sind allein in Rheinland-Pfalz 
seit 2012 um 30% gestiegen. Die 
Landesregierung stellt sich den 
Wohnungskonzernen nicht ent-
gegen. Im Gegenteil, sie steht 
auf der Seite dieser Chefs und 
Spekulant*innen und baut kon-
sequent den Anteil an staatlich 
geförderten Wohnungsbau weiter 
ab. Insgesamt gibt die Landes-
regierung nur 35% der Mittel für 
den Sozialen Wohnungsbau für 
Bauprojekte aus. 2019 gab es in 
Rheinland-Pfalz nur 50.231 Sozial-
wohnungen - 2337 weniger als ein 
Jahr zuvor. Bundesweit hat sich 
der Bestand an Sozialwohnungen 
seit 1990 halbiert. 

Deshalb kämpfen wir für:

•  Die Enteignung der großen
   Wohnungskonzerne

•  Ein massives öffentlichen 
    Wohnungsbauprojekt, um 
    guten und bezahlbaren
 WohNraum für alle zu schaffen!

Als Sol aktiv auf der Straße 
gegen Entlassungen und für 
bessere bedingungen in der 
Pfl ege

Umwelt und Verkehr

Neben der Pandemie und Wirt-
schaftskrise bleibt die Klimakrise 
weiterhin ungelöst. Während die 
globale Temperatur sich immer 
weiter erhöht, wird nahe zu gar 
nichts getan, um dieser Entwick-
lung entgegenzuwirken. Statt den 
öffentlichen Nahverkehr auszu-
bauen und kostenlos zu machen, 
werden weiterhin Strecken ge-
schlossen und Fahrpreise erhöht. 
Die Grünen stellen sich gerne als 
Alternative zu der bestehenden 
Klimapolitik hin, in der Realität 
sind sie genauso verantwortlich 
für das Versagen der Herrschen-
den, weil sie ein Teil dieser sind. 
In Hessen z.B. lassen sie Wälder 
roden, um die Autobahn A49 zu 
bauen. Sie weigern sich, die kapi-
talistische Profi tlogik in Frage zu 
stellen, die die Profi te der Konzer-
ne vor die Interessen der Umwelt 
stellt. Auch die Klimaliste stellt 
das kapitalistische System nicht 
in Frage, vielmehr verbreiten sie 
die Illusion, dass die aktuellen 
Krisen gelöst werden können, 
wenn genug Wissenschaftler*in-
nen an der Macht sind. 

Deshalb kämpfen wir für:

•  Einen kostenlosen ÖPNV

•  Ausbau des Schienennetzes 
    und Reaktivierung aller 
    stillgelegten Strecken
 (z.B. die Hunsrückbahn) und
 erhöhte Taktung

•  Überführung der Energie-
 konzerne in öffentliches
 Eigentum unter demokratischer 
    Kontrolle. 

•  Klimaschutz auf Kosten der 
   Reichen und Großkonzerne, 
   statt der Arbeiter*innen.
 Unsoziale und ineffi ziente 
 Abgaben wie die     
     Co2-Steuer lenen wir ab!

Kein Vertrauen in die
bürgerlichen Parteien
und den Kapitalismus

Alle benannten Probleme haben 
ihren Ursprung im kapitalisti-
schen System. Da die Produktion 
in der Hand von einigen Wenigen 
liegt, handeln diese, die Reichen 

und Chefs der großen Konzerne, 
nur nach ihren eigenen Interessen 
und nicht in dem der Allgemein-
heit. Sie wollen ihre Profi te um 
jeden Preis weiter einfahren und 
vergrößern. In Zeiten von wirt-
schaftlichen Krisen werden die 
Verluste und Kosten auf die 
lohnabhängige Bevölkerung ab-
gewälzt. Wir sollen zahlen, anstatt 
die Verursacher, die Kapitalisten.
Die bürgerlichen Parteien von 
CDU, CSU, FDP, SPD, GRÜNEN bis 
AfD stehen dabei auf der Seite 
der Reichen und des kapitalis-
tischen Systems. Auch wenn 
sie im Wahlkampf viel ver-
sprechen und einige gerne mal 
links blinken, ist auf sie kein 
Verlass. Es sind dieselben Par-
teien, die in den letzten Jahren 
Hartz-IV eingeführt, Krankenhäu-
ser und öffentliche Infrastruktur 
privatisiert und Wohnraum ver-
scherbelt haben. Sie sind es die 
in RLP die Polizei immer weiter 
aufrüsten, statt Armut und Aus-
beutung effektiv zu bekämpfen. 
2021 soll die Landespolizei 150 
kriegsfähige Sturmgewehre und 
fl ächendeckend Taser bekommen. 
Was wäre nicht alles mit diesem 
Geld sonst möglich gewesen? 
Flächendeckende Luftfi lter an 
Schulen, mehr Geld für den Bau 
von Sozialwohnungen, höhere In-
vestitionen in die Pfl ege und den 
Nahverkehr?
Die bürgerlichen Parteien werden 
sich nicht mit den Reichen anle-
gen und auch nicht die Interessen 
der Mehrheit der Bevölkerung 
durchsetzen. Auf sie können wir 
nicht vertrauen, wenn wir wirk-
liche Veränderungen wollen.

Für eine sozialistische und 
kämpferische LINKE

DIE LINKE bildet von den großen 
Parteien die Ausnahme. Sie hat 
einen sozialistischen Anspruch 
und bietet für Arbeiter*innen 
und Jugendliche einen Ansatz, 
sich für eine antikapitalistische 
Politik zu organisieren. Wir sind 
aktiv in der LINKEN und rufen 
zur Wahl der LINKEN auf. Doch 
wir tun das nicht kritiklos. Leider 
tritt DIE LINKE Rheinland-Pfalz 
gerade kaum in Erscheinung 
und fordert das bürgerliche Es-
tablishment nicht heraus. Dabei 
gäbe es mit Pfl egenotstand, Mie-

tenwahnsinn, Perspektivlosigkeit 
für Jugendliche und Corona-
Pandemie und Wirtschaftskrise 
genug Ansatzpunkte für eine lin-
ke, sozialistische Kraft. Gerade 
jetzt müsste man konkrete For-
derungen aufstellen, welche sich 
deutlich von den anderen Parteien 
abheben und einen Ausweg aus 
der Krise aufzeigen. Dabei dürfte 
man es nicht bei Wahlaufrufen 
und Passivität belassen, sondern 
müsste zu Protesten aufrufen und 
Bewegungen voranbringen. DIE 
LINKE könnte so eine treiben-
de Kraft in gewerkschaftlichen 
Kämpfen und sozialen Bewegun-
gen sein, welche sozialistische 
Ideen und eine Alternative zum 
Kapitalismus voranbringt. Wenn 
sie im Landtag vertreten ist, könn-
ten die Anliegen von Protesten 
und Bewegungen ins Parlament 
getragen werden. 
All diese Chancen werden aktu-
ell aber fast gar nicht ergriffen. 
Stattdessen wird der Ruf nach 
Beteiligung an einer Bundesregie-
rung mit den pro-kapitalistischen 
Parteien SPD und Grünen im-
mer lauter. Wir setzen uns für 
einen anderen Kurs ein, damit 
die LINKE zu einer kämpferi-
schen, sozialistischen Partei und 
zu einem Ansatzpunkt für sich 
radikalisierende Arbeiter*innen 
und Jugendliche wird, die das ka-
pitalistische System nicht weiter 
hinnehmen wollen. 

Mit der linkjugend [‘solid 
Rheinland-Pfalz führen wir 
einen eigenen Jugendwahl-
kampf mit Flyern und Plakaten 
durch


